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Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 70. Sitzung am 12. Novem- 
ber 1999 beschlossene Gesetz zur Änderung des Wohngeldgesetzes 
und anderer Gesetze wird in die folgenden aus den Anlagen 1 bis 3 
ersichtlichen Gesetze 

- Gesetz zur Änderung des Wohngeldgesetzes und anderer Gesetze 

- Anlage 1 - 

- Drittes Gesetz zur Änderung des Dritten Buchs Sozialgesetz- 
buch (Drittes SGB 111-Änderungsgesetz - 3. SGB 111-ÄndG) 

- Anlage 2 - 

- Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge 

- Anlage 3 - 

aufgeteilt. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermitt- 
lungsausschuss beschlossen, dass im Deutschen Bundestag über 
die drei Gesetze getrennt, jedoch über jedes Gesetz jeweils ins- 
gesamt, abzustimmen ist. 


Berlin, den 15. Dezember 1999 


Der Vermittlungsausschuss 


Ortwin Runde 
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Joachim Poß 

Berichterstatter 


Erwin Huber 
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Anlage 1 

Gesetz zur Änderung des Wohngeldgesetzes und anderer Gesetze 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 

Artikel 


Änderung des Unterhaltsvorschussgesetzes 1 

Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 2 

Änderung des Eigenheimzulagengesetzes 3 

Änderung des Wohngeldgesetzes zum 1. Januar 2000.. 4 

Änderung des Wohngeldgesetzes zum 1 . Januar 200 1 . . 5 

Änderung des Wohngeldgesetzes zum 1. Januar 2002.. 6 

Änderung des Finanz- und Personalstatistikgesetzes .. 7 

Änderung des Gesetzes über die Alterssicherung 

der Landwirte 8 

Änderung des Zweiten Gesetzes 

über die Krankenversicherung der Landwirte 9 

Neufassung des Wohngeldgesetzes und des 

Finanz- und Personalstatistikgesetzes 10 

Änderung des Landwirtschafts-Gasöl- 
verwendungsgesetzes 11 

In-Kraft-Treten 12 


Artikel 1 

Änderung des Unterhaltsvorschussgesetzes 

§ 8 des Unterhaltsvorschussgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. Januar 1994 (BGBl. I 

5. 165), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 

6. April 1998 (BGBl. I S. 666) geändert worden ist, wird 
wie folgt gefasst: 

„§8 

Aufbringung der Mittel 

(1) Geldleistungen, die nach dem Gesetz zu zahlen 
sind, werden zu einem Drittel vom Bund, im Übrigen 
von den Ländern getragen. Eine angemessene Aufteilung 
der nicht vom Bund zu zahlenden Geldleistungen auf 
Länder und Gemeinden liegt in der Befugnis der Länder. 

(2) Die nach § 7 eingezogenen Beträge führen die 
Länder zu einem Drittel an den Bund ab.“ 

Artikel 2 

Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 

§ 22 Abs. 6 des Bundessozialhilfegesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 23. März 1994 (BGBl. I 
S. 646), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 


21. Juli 1999 (BGBl. I S. 1656) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Wörter „und zum 1. Juli 2000“ werden gestri- 
chen. 

2. Folgender Satz wird angefügt: 

„Zum 1. Juli 2000 und zum 1. Juli 2001 erhöhen sich 
die Regelsätze um den Vomhundertsatz, um den sich 
der aktuelle Rentenwert in der gesetzlichen Renten- 
versicherung verändert.“ 

Artikel 3 

Änderung des Eigenheimzulagengesetzes 

Das Eigenheimzulagengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 26. März 1997 (BGBl. I S. 734), 
zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ...), wird wie folgt 
geändert: 

1 . § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In den Sätzen 1 und 2 werden jeweils die Zahl 
„240 000“ durch die Zahl „160 000“ und die Zahl 
„480 000“ durch die Zahl „320 000“ ersetzt. 

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Für jedes Kind, für das im Erstjahr die Vorausset- 
zungen für die Inanspruchnahme der Kinderzulage 
nach § 9 Abs. 5 Satz 1 und 2 vorliegen, erhöhen 
sich die Beträge nach den Sätzen 1 und 2 um 
60 000 Deutsche Mark, in den Fällen des § 9 
Abs. 5 Satz 3 um 30 000 Deutsche Mark für jeden 
Anspruchsberechtigten.“ 

2. § 19 wird wir folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) § 5 Satz 1 bis 3 in der Fassung des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I S. ...) ist erstmals anzuwenden, 
wenn der Anspruchsberechtigte im Fall der Her- 
stellung nach dem 31. Dezember 1999 mit der Her- 
stellung des Objekts begonnen oder im Fall der 
Anschaffung die Wohnung oder die Genossen- 
schaftsanteile nach dem 31. Dezember 1999 auf 
Grund eines nach diesem Zeitpunkt rechtswirksam 
abgeschlossenen obligatorischen Vertrags oder 
gleichstehenden Rechtsakts angeschafft hat.“ 

b) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden die Absätze 4 
bis 6. 

Artikel 4 

Änderung des Wohngeldgesetzes 
zum 1. Januar 2000 

Das Wohngeldgesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 1. Februar 1993 (BGBl. I S. 183) mit den 
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Anlagen 1 bis 8 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. März 1992 (BGBl. I S. 545), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Juli 1998 (BGBl. I 
S. 1860), wird wie folgt geändert: 

1. In § 33 wird die Angabe „§ 8 Abs. 7, die §§ 25, 34 
Abs. 1, § 37b und § 41“ durch die Angabe „§ 8 Abs. 7, 
die §§ 25, 37b und 41“ ersetzt. 

2. § 34 wird wie folgt gefasst: 

„§ 34 

Wohngeld, das von einem Land gezahlt worden ist, 
wird ihm einschließlich des Wohngeldes nach dem 
Fünften Teil vom Bund zur Hälfte erstattet.“ 

3. In § 42 Abs. 1 wird nach Nummer 2 folgende Num- 
mer 2a eingefügt: 

„2a. Ist bis zum 31. Dezember 2000 über einen Antrag 
auf Wohngeld mit Ausnahme eines Mietzuschus- 
ses nach dem Fünften Teil zu entscheiden und 
reicht der Bewilligungszeitraum in das Jahr 2001 
hinein, kann die Geltungsdauer des Bewilli- 
gungsbescheides abweichend von § 27 Abs. 1 bis 
zum 31. Dezember 2000 verkürzt werden. Wird 
der Bewilligungszeitraum nach Satz 1 nicht bis 
zum 31. Dezember 2000 verkürzt, ist der Ent- 
scheidung über die Leistung von Wohngeld auf 
Grund dieses Antrags für den Teil des Bewilli- 
gungszeitraums bis zum 31. Dezember 2000 das 
bis zu diesem Zeitpunkt, für den Teil des Bewil- 
ligungszeitraums ab dem 1. Januar 2001 das ab 
dem 1. Januar 2001 geltende Recht zu Grunde zu 
legen.“ 

Artikel 5 

Änderung des Wohngeldgesetzes 
zum 1. Januar 2001 

Das zuletzt durch Artikel 4 dieses Gesetzes geänderte 
Wohngeldgesetz wird wie folgt geändert: 

1. Die §§ 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

,§1 

Zweck und Arten des Wohngeldes 

(1) Wohngeld wird zur wirtschaftlichen Sicherung 
angemessenen und familiengerechten Wohnens als 
Miet- oder Lastenzuschuss zu den Aufwendungen 
für den Wohnraum geleistet. 

(2) Ein Mietzuschuss nach dem Fünften Teil 
schließt einen Mietzuschuss nach diesem Gesetz im 
Übrigen aus. 

§2 

Höhe des Wohngeldanspruchs 

(1) Der ungerundete monatliche Miet- oder Las- 
tenzuschuss für Haushaltsgrößen bis zu zwölf Per- 
sonen beträgt 

M-(a + b- M + c-Y)-Y Euro. 

„M“ ist die gerundete zu berücksichtigende monat- 
liche Miete oder Belastung in Euro „Y“ ist das 


gerundete monatliche Einkommen in Euro, „a“, „b“ 
und „c“ sind nach Haushaltsgröße unterschiedene 
Werte und ergeben sich aus der diesem Gesetz bei- 
gefügten Anlage 1. 

(2) Der monatliche Miet- oder Lastenzuschuss wird 
in Deutsche Mark geleistet. Die zu seiner Berech- 
nung erforderlichen Rechenschritte und Rundungen 
sind in der Reihenfolge auszuführen, die sich aus der 
diesem Gesetz beigefügten Anlage 2 ergibt. 

(3) Für die Haushaltsgrößen bis zu fünf Personen 
ergibt sich der nach den Absätzen 1 und 2 berech- 
nete monatliche Miet- oder Lastenzuschuss aus den 
diesem Gesetz beigefügten Anlagen 3 bis 7 (Wohn- 
geldtabellen). 

(4) Für Haushaltsgrößen über zwölf Personen 
erhöht sich der nach den Absätzen 1 und 2 für zwölf 
Personen berechnete monatliche Miet- oder Lasten- 
zuschuss um jeweils 40 Euro für das dreizehnte und 
jedes weitere zum Haushalt rechnende Familienmit- 
glied, höchstens jedoch bis zur Höhe der berück- 
sichtigungsfähigen Miete oder Belastung.“ 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
„Antragserfordemis und -berechtigung“. 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz 1 vorange- 
stellt: 

„(1) Der Anspruch auf Wohngeld setzt außer beim 
Mietzuschuss nach dem Fünften Teil einen Antrag 
voraus.“ 

c) Die bisherigen Absätze 1 bis 4 werden Absätze 2 
bis 5. 

d) In dem neuen Absatz 2 wird in Nummer 4 die 
Angabe „Absatz 2 oder Absatz 3“ durch die An- 
gabe „Absatz 3 oder Absatz 4“ ersetzt. 

e) In dem neuen Absatz 5 wird die Angabe „Absät- 
zen 1 bis 3“ durch die Angabe „Absätzen 2 bis 4“ 
ersetzt. 

3. Dem § 4 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Hat sich die Zahl der zum Haushalt rechnen- 
den Familienmitglieder durch Tod verringert, so ist 
dies für die Dauer von 24 Monaten nach dem Ster- 
bemonat ohne Einfluss auf die bisher maßgebende 
Haushaltsgröße, Satz 1 ist nicht mehr anzuwenden, 
wenn innerhalb dieses Zeitraumes 

1 . die Wohnung aufgegeben wird oder 

2. die Zahl der zum Haushalt rechnenden Familien- 
mitglieder sich wieder auf den Stand vor dem To- 
desfall erhöht.“ 

4. Nach § 4 wird folgender § 4a eingefügt: 

„§ 4a 

Wohnraum 

Wohnraum im Sinne dieses Gesetzes sind Räume, 
die vom Verfügungsberechtigten zum Wohnen 
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bestimmt und hierfür nach ihrer baulichen Anlage 
und Ausstattung tatsächlich geeignet sind.“ 

5. § 5 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „§ 3 Abs. 1 Nr. 4“ 
durch die Angabe „§ 3 Abs. 2 Nr. 4“ ersetzt. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Im Falle des § 3 Abs. 2 Nr. 5 ist als Miete 
der Flöchstbetrag nach § 8 Abs. 1 zu Grande zu 
legen.“ 

6. Dem § 6 Abs. 2 wird folgender Satz angefugt: 

„Von einer Wohngeld-Lastenberechnung kann abge- 
sehen werden, wenn bereits die auf den Wohnraum 
entfallende Belastung aus den Zinsen und der Til- 
gung den nach § 8 Abs. 1 maßgebenden Höchstbe- 
trag erreicht oder übersteigt.“ 

7. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden das Wort „Gewährung“ durch 
das Wort „Leistung“ ersetzt und die Angabe 
„oder Absatz 3“ gestrichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach den Wörtern „Die Miete oder Belastung 
bleibt“ werden die Wörter „ , außer im Falle 
des § 5 Abs. 3 Satz 2,“ eingefügt. 

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „unentgelt- 
lich oder entgeltlich“ durch die Wörter „ent- 
geltlich oder, wenn eine Wohn- und Wirt- 
schaftsgemeinschaft nicht vorliegt, unent- 
geltlich“ ersetzt. 

cc) In Nummer 3 wird das Wort „Beiträge“ durch 
das Wort „Leistungen“ ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Wird der Wohnraum von Personen mitbe- 
wohnt, die weder Familiemnitglieder im Sinne 
des § 4 sind noch mit dem Antragberechtigten 
gemeinsam wirtschaften und nicht selbst antrag- 
berechtigt sind, ist bei der Leistung des Wohn- 
geldes nur der Anteil der Miete oder Belastung 
zu berücksichtigen, der dem Anteil der Fami- 
lienmitglieder an der Gesamtzahl der Bewohner 
entspricht. In diesem Fall ist hinsichtlich der 
Leistungen der Mitbewohner Absatz 2 Nr. 3 nicht 
anzuwenden.“ 

8. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Bei der Leistung des Wohngeldes wird die 
Miete oder Belastung insoweit nicht berücksich- 
tigt, als sie monatlich folgende Höchstbeträge 
übersteigt: 

Tabelle 

Seite 8 der Drucksache 14/1523 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „der Anlagen 1 bis 8“ 
durch die Angabe „des § 2“ ersetzt. 

c) Die Absätze 6 und 7 werden aufgehoben. 


9. Die §§ 9 bis 14 werden wie folgt gefasst: 

»§ 9 

Begriff des Gesamteinkommens 

(1) Gesamteinkommen im Sinne dieses Gesetzes 
ist die Summe der Jahreseinkommen der zum Haus- 
halt rechnenden Familienmitglieder abzüglich der 
Frei- und Abzugsbeträge nach § 13. 

(2) Monatliches Gesamteinkommen ist der zwölfte 
Teil des Gesamteinkommens. 

§ io 

Begriff des Jahreseinkommens 

(1) Jahreseinkommen im Sinne dieses Gesetzes ist, 
vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 sowie der §§ 11 
und 12, die Summe der positiven Einkünfte im Sinne 
des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes 
jedes zum Haushalt rechnenden Familienmitglieds. 
Ein Ausgleich mit negativen Einkünften aus ande- 
ren Einkunftsarten oder mit negativen Einkünften 
des zusammenveranlagten Ehegatten ist nicht zu- 
lässig. 

(2) Zum Jahreseinkommen gehören: 

1. der nach § 19 Abs. 2 und § 22 Nr. 4 Satz 4 
Buchstabe b des Einkommensteuergesetzes 
steuerfreie Betrag von Versorgungsbezügen, 

2. die nach § 3b des Einkommensteuergesetzes 
steuerfreien Zuschläge für Sonntags-, Feier- 
tags- oder Nachtarbeit, 

3. der nach § 3 Nr. 39 des Einkommensteuer- 
gesetzes steuerfreie und der nach § 40a des 
Einkommensteuergesetzes vom Arbeitgeber 
pauschal besteuerte Arbeitslohn, 

4. der nach § 20 Abs. 4 des Einkommensteuer- 
gesetzes steuerfreie Betrag (Sparer-Freibe- 
trag), 

5. die den Ertragsanteil nach § 22 Nr. 1 Satz 3 
Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes 
übersteigenden Teile von Leibrenten, 

6. der Mietwert des von den in § 3 Abs. 2 Nr. 4 
genannten Personen eigengenutzten Wohn- 
raums, 

7. die Ansparabschreibungen nach § 7g des Ein- 
kommensteuergesetzes sowie die auf Sonder- 
abschreibungen und erhöhte Absetzungen ent- 
fallenden Beträge, soweit sie die höchstmög- 
lichen Absetzungen für Abnutzung nach § 7 
des Einkommensteuergesetzes übersteigen; im 
Falle der Ansparabschreibungen vermindert 
sich das Jahreseinkommen um den Betrag, um 
den die Rücklage gewinnerhöhend aufzulösen 
ist, 

8. die einkommensabhängigen Rentenleistungen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz und nach 
den Gesetzen, die auf das Bundesversor- 
gungsgesetz verweisen, 
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9. die Lohn- und Einkommensersatzleistungen 
sowie die ausländischen Einkünfte nach § 32b 
des Einkommensteuergesetzes, 

10. die Hälfte der einer Tagespflegeperson er- 
setzten Aufwendungen für die Kosten der 
Erziehung in Fällen der Tagespflege nach § 23 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch, 

11.1. die Hälfte der laufenden Leistungen für die 
Kosten der Erziehung im Rahmen des Unter- 
halts des Kindes oder Jugendlichen in Fällen 
der Vollzeitpflege nach § 39 in Verbindung 
mit § 33 des Achten Buches Sozialgesetzbuch, 

1 1 .2. die Hälfte der Leistungen der Hilfe für junge 
Volljährige nach § 41 des Achten Buches So- 
zialgesetzbuch, 

12. die Hälfte des Pflegegeldes für Pflegehilfen 
nach § 37 des Elften Buches Sozialgesetz- 
buch, die keine Wohn- und Wirtschaftsge- 
meinschaft mit dem Pflegebedürftigen führen, 

13.1. die Hälfte der 

a) Berufsausbildungsbeihilfe nach dem Drit- 
ten Buch Sozialgesetzbuch, 

b) Leistungen der Begabtenförderungswerke, 
soweit sie nicht von Nummer 13.3 erfasst 
sind, 

13.2 die Hälfte der als Zuschüsse erbrachten 

a) Leistungen zur Förderung der Ausbildung 
nach dem Bundesausbildungsforderungs- 
gesetz, 

b) Beiträge zur Deckung des Lebensunterhalts 
nach dem Aufstiegsfortbildungsförderungs- 
gesetz, 

13.3. die als Zuschuss gezahlte Graduiertenforde- 
rung, 

14. die Hälfte der nach § 3 Nr. 1 Buchstabe d des 
Einkommensteuergesetzes steuerfreien Zu- 
schüsse zum Mutterschaftsgeld nach § 14 
Abs. 1 und 2 des Mutterschutzgesetzes, soweit 
sie nicht auf das Erziehungsgeld nach § 7 des 
Bundeserziehungsgeldgesetzes angerechnet 
werden, 

15. die nach § 22 Nr. 1 Satz 2 des Einkommen- 
steuergesetzes dem Empfänger nicht zuzurech- 
nenden Bezüge, die ihm zur Erfüllung einer 
gesetzlichen Unterhaltsverpflichtung von nicht 
zum Familienhaushalt rechnenden Personen 
gezahlt werden, sowie die Leistungen nach 
dem Unterhaltsvorschussgesetz, 

16. Leistungen der laufenden Hilfe zum Lebens- 
unterhalt nach den Vorschriften des Bundes- 
sozialhilfegesetzes, des Asylbewerberleistungs- 
gesetzes und des Bundesversorgungsgesetzes, 
soweit diese die bei ihrer Berechnung berück- 
sichtigten Kosten für den Wohnraum oder im 


Falle des § 3 Abs. 2 Nr. 5 den sich nach 
§ 5 Abs. 3 Satz 2 ergebenden Betrag über- 
steigen. 

(3) Werbungskosten und Aufwendungen zum Er- 
werb, zur Sicherung und zur Erhaltung von steuer- 
freien Einnahmen nach Absatz 2 dürfen mit Aus- 
nahme der Nummern 10 und 11 in der zu erwarten- 
den (§11 Abs. 1) oder nachgewiesenen (§11 Abs. 2) 
Höhe abgezogen werden. 

§ 11 

Ermittlungszeitraum des Jahreseinkommens 

(1) Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens ist 
das Einkommen zu Grunde zu legen, das zum Zeit- 
punkt der Antragstellung im Bewilligungszeitraum 
zu erwarten ist. Hierzu kann auch von dem Ein- 
kommen ausgegangen werden, das innerhalb der 
letzten zwölf Monate vor der Antragstellung erzielt 
worden ist. Änderungen des Einkommens im Bewil- 
ligungszeitraum sind zu berücksichtigen, wenn sie 
zum Zeitpunkt der Antragstellung mit Sicherheit zu 
erwarten sind; Änderungen, deren Beginn oder 
Ausmaß nicht ermittelt werden können, bleiben 
außer Betracht. 

(2) Kann die Höhe des zu erwartenden Einkom- 
mens nicht nach Absatz 1 ermittelt werden, so ist 
grundsätzlich das Einkommen der letzten zwölf 
Monate vor Antragstellung zu Grunde zu legen. 

(3) Bei Personen, die zur Einkommensteuer ver- 
anlagt werden, kann bei Anwendung des Absatzes 1 
von den Einkünften ausgegangen werden, die sich 
aus dem letzten Einkommensteuerbescheid, den 
Vorauszahlungsbescheiden oder der letzten Ein- 
kommensteuererklärung ergeben; die sich hieraus 
ergebenden Einkünfte sind bei Anwendung des 
Absatzes 2 zu Grunde zu legen. 

(4) Einmaliges Einkommen, das in einem nach 
Absatz 1 oder Absatz 2 maßgebenden Zeitraum an- 
fällt, aber einem anderen Zeitraum zuzurechnen ist, 
ist so zu behandeln, als wäre es während des anderen 
Zeitraums angefallen. Einmaliges Einkommen, das 
einem nach Absatz 1 oder Absatz 2 maßgebenden 
Zeitraum zuzurechnen, aber in einem früheren Zeit- 
raum angefallen ist, ist so zu behandeln, als wäre es 
während des nach Absatz 1 oder Absatz 2 maßge- 
benden Zeitraums angefallen. Satz 2 gilt nur für 
Einkommen, das innerhalb von drei Jahren vor An- 
tragstellung angefallen ist. 

§ 12 

Pauschaler Abzug 

(1) Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens 
werden von dem sich nach den §§ 10 und 11 er- 
gebenden Betrag jeweils 10 vom Hundert für die 
Leistung von 

1 . Steuern vom Einkommen, 

2. Pflichtbeiträgen zur gesetzlichen Kranken- und 

Pflegeversicherung, 
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3. Pflichtbeiträgen zur gesetzlichen Rentenversiche- 
rung 

abgezogen. 

(2) Laufende Beiträge zu öffentlichen oder priva- 
ten Versicherungen oder ähnlichen Einrichtungen 
werden in der tatsächlich geleisteten Höhe, höchs- 
tens bis zu 10 vom Hundert des sich nach dem §§10 
und 11 ergebenden Betrages abgezogen, wenn die 
Beiträge der Zweckbestimmung der Pflichtbeiträge 
nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 entsprechen. Satz 1 gilt 
nicht, wenn eine im Wesentlichen beitragsfreie Si- 
cherung oder eine Sicherung, für die Beiträge von 
einem Dritten geleistet werden, besteht. 

(3) Von dem sich nach den §§10 und 1 1 ergeben- 
den Betrag wird mindestens ein Betrag in Höhe von 
sechs vom Hundert abgezogen. 

§ 13 

Frei- und Abzugsbeträge 

(1) Bei der Ermittlung des Gesamteinkommens 
werden folgende Freibeträge abgesetzt: 

1. 3 000 Deutsche Mark für jeden Schwerbehinder- 
ten mit einem Grad der Behinderung 

a) von 100 oder 

b) von wenigstens 80, wenn der Schwerbehin- 
derte häuslich pflegebedürftig im Sinne des 
§ 14 des Elften Buches Sozialgesetzbuch ist; 

2. 2 400 Deutsche Mark für jeden Schwerbehinder- 
ten mit einem Grad der Behinderung von unter 
80, wenn der Schwerbehinderte häuslich pflege- 
bedürftig im Sinne des § 14 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch ist; 

3. 1 500 Deutsche Mark für Opfer der nationalso- 
zialistischen Verfolgung und ihnen Gleichgestellte 
im Sinne des Bundesentschädigungsgesetzes; 

4. bis zu 1 200 Deutsche Mark, soweit ein zum 
Haushalt rechnendes Kind eigenes Einkommen 
hat und das 16., aber noch nicht das 25. Lebens- 
jahr vollendet hat. 

(2) Aufwendungen zur Erfüllung gesetzlicher Un- 
terhaltsverpflichtungen werden bis zu dem in einer 
notariell beurkundeten Unterhaltsvereinbarung fest- 
gelegten oder in einem Unterhaltstitel oder Bescheid 
festgestellten Betrag abgesetzt. Liegen eine notariell 
beurkundete Unterhaltsvereinbarung, ein Unterhalts- 
titel oder ein Bescheid nicht vor, können Aufwen- 
dungen zur Erfüllung gesetzlicher Unterhaltsver- 
pflichtungen wie folgt abgesetzt werden: 

1 . bis zu 6 000 Deutsche Mark für ein zum Haushalt 
rechnendes Familienmitglied, das auswärts unter- 
gebracht ist und sich in Berufsausbildung befin- 
det; 

2. bis zu 12 000 Deutsche Mark für einen nicht zum 
Haushalt rechnenden geschiedenen oder dauernd 
getrennt lebenden Ehegatten. Entsprechendes gilt 
bei Nichtigkeit oder Aufhebung der Ehe; 


3. bis zu 6 000 Deutsche Mark für eine sonstige 
nicht zum Haushalt rechnende Person. 

§ 14 

Einnahmen zur Verringerung der Miete 
oder Belastung 

Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens bleiben 
Leistungen Dritter zur Bezahlung der Miete oder 
zum Ausgleich der Belastung sowie Einnahmen aus 
Vermietung oder Verpachtung eines Teils des 
Wohnraums, für den Wohngeld beantragt wird, au- 
ßer Betracht.“ 

10. Die §§ 15 bis 17 werden aufgehoben. 

11. § 18 wird wie folgt gefasst: 

„§ 18 

Ein Anspruch auf Wohngeld besteht nicht, 

1. wenn für die wirtschaftliche Sicherung von Wohn- 
raum andere öffentliche Leistungen erbracht wer- 
den, die mit dem Wohngeld vergleichbar sind, 

2. wenn für eine von mehreren Wohnungen bereits 
Wohngeld geleistet oder eine vergleichbare 
Leistung erbracht wird, 

3. für Wohnraum, der von Personen während der 
Zeit benutzt wird, in der sie vom Familienhaus- 
halt vorübergehend abwesend sind (§ 4 Abs. 3), 

4. soweit ein Antragberechtigter, der mit Personen, 
die keine Familienmitglieder im Sinne des § 4 
sind, eine Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft 
führt, besser gestellt wäre als im Rahmen eines 
Familienhaushalts entsprechender Größe; das Be- 
stehen einer Wirtschaftsgemeinschaft wird ver- 
mutet, wenn der Antragberechtigte und die Per- 
sonen Wohnraum gemeinsam bewohnen, 

5. wenn das Wohngeld weniger als 19,56 Deutsche 
Mark betragen würde oder 

6. soweit die Inanspruchnahme missbräuchlich wäre.“ 

12. In § 25 Abs. 1 Nr. 3 wird die Angabe „§ 18 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 1 8 Nr. 6“ ersetzt. 

13. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Gewährung“ 
durch das Wort „Leistung“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 Nr. 1 wird das Wort „gewährt“ durch 
das Wort „erbracht“ ersetzt. 

14. Dem § 28 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) In den Fällen des § 27 Abs. 4 Nr. 3 wird 
rückwirkend bewilligtes Wohngeld nur insoweit ge- 
zahlt, als es den Rückforderungsbetrag von Leistun- 
gen nach dem Fünften Teil übersteigt.“ 

15. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 wird das Wort „Familienein- 
kommen“ durch das Wort „Gesamteinkommen“ 
ersetzt. 
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b) In Absatz 3 werden in Nummer 2 das Wort „Fa- 
milieneinkommen“ durch das Wort „Gesamtein- 
kommen“ und nach Nummer 2 das Wort „Ge- 
währung“ durch das Wort „Leistung“ ersetzt. 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird das Wort „Familienangehöri- 
gen“ durch das Wort „Familienmitglieder“ 
ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefugt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn sich die Änderungen nach den Num- 
mern 1 und 2 auf einen abgelaufenen Bewil- 
ligungszeitraum beziehen, längstens für drei 
Jahre nach der Änderung der Verhältnisse.“ 

16. § 30 Abs. 4 wird aufgehoben. 

17. Die Überschrift des Fünften Teils wird wie folgt ge- 
fasst: 

„Mietzuschuss für Empfänger von Leistungen der 
Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge“. 

18. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschritt wird wie folgt gefasst: 

„Anwendungsbereich, Wegfall und Zurückstel- 
lung des Mietzuschusses“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Bei der Leistung von Mietzuschuss für ei- 
nen Mieter oder mietähnlich Nutzungsberechtig- 
ten (§ 3 Abs. 2 Nr. 1 und 2) sind die §§ 32 und 33 
anzuwenden, wenn 

1 . a) er als Alleinstehender oder 

b) er und die zu seinem Familienhaushalt 
rechnenden Angehörigen (§ 4 Abs. 1) 

laufende Leistungen der Hilfe zum Lebensun- 
terhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz oder 
der ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt 
nach dem Bundesversorgungsgesetz oder nach 
einem Gesetz, das dieses für anwendbar er- 
klärt, außerhalb von Einrichtungen erhalten 
und 

2. bei Einsetzen der in Nummer 1 genannten 
Leistungen zu erwarten ist, dass sie für we- 
nigstens einen Monat erbracht werden.“ 

c) In Absatz 2 wird die Angabe „Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1“ durch die Angabe „Äbsatz 1 Nr. 1“ ersetzt. 

d) Die Absätze 3 und 4 werden wie folgt gefasst: 

„(3) Die Anwendung des § 32 ist ausgeschlos- 
sen, wenn 

1. der Mietzuschuss nach § 32 gleich hoch oder 
höher wäre als eine in Absatz 1 Nr. 1 genannte, 
den Familienmitgliedern insgesamt zustehende 
monatliche, nicht um das Wohngeld gekürzte 
Leistung oder 


2. dem Mieter oder mietähnlich Nutzungsberech- 
tigten bereits Wohngeld nach diesem Gesetz 
geleistet wird. 

(4) Der Mietzuschuss nach § 32 wird vom 
Ersten des Monats an geleistet, in dem die in Ab- 
satz 1 Nr. 1 genannten Leistungen einsetzen. Er 
entfällt mit Ablauf des Monats, in dem die Vor- 
aussetzungen der Absätze 1 und 2 nicht mehr 
vorliegen oder in dem der Anschlussgrund des 
Absatzes 3 Nr. 1 eintritt.“ 

e) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Die Bemessung des Mietzuschusses nach 
§ 32 kann solange zurückgestellt werden, als eine 
in Absatz 1 Nr. 1 genannte Leistung erbracht 
wird, wenn über andere bei der Sozialhilfe oder 
Kriegsopferfürsorge anzurechnende Leistungen noch 
nicht entschieden ist, längstens jedoch bis zu sechs 
Monaten nach Einsetzen der Leistungen nach Ab- 
satz 1 Nr. 1. Über die Zurückstellung ist dem 
Mieter oder mietähnlich Nutzungsberechtigten 
ein schriftlicher Bescheid zu erteilen. Während 
des Zeitraums der Zurückstellung ist ein Antrag 
auf Mietzuschuss nach diesem Gesetz im Übrigen 
nicht zulässig.“ 

19. Die §§ 32 und 33 werden wie folgt gefasst: 

„§ 32 

Bemessung des Mietzuschusses 

(1) Der Mietzuschuss wird zu den im Sinne des 
Bundessozialhilfegesetzes anerkannten laufenden 
Aufwendungen für die Unterkunft, soweit es sich 
um Wohnraum handelt, geleistet. Bei der Bemes- 
sung des Mietzuschusses für Haushaltsgrößen bis zu 
fünf Personen sind die Anlagen 3 bis 7 (Wohngeld- 
tabellen) anzuwenden. 

(2) Von den tatsächlichen Aufwendungen für den 
Wohnraum sind abzusetzen 

1. eine Vergütung für die Überlassung von Möbeln. 
Ist für die Überlassung von Möbeln ein besonde- 
rer Betrag nicht angegeben, sind von den Auf- 
wendungen für Wohnraum nur 80 vom Hundert 
zu berücksichtigen; 

2. das Entgelt für Wohnraum, der einem anderen 
zum Gebrauch überlassen ist; 

3. Leistungen Dritter zur Bezahlung der Miete. 

(3) Vor Ablauf von zwölf Monaten seit der erst- 
maligen oder erneuten Bewilligung ändert sich der 
Mietzuschuss für denselben Wohnraum nur, wenn 
sich die im Sinne des Bundessozialhilfegesetzes an- 
erkannten laufenden Aufwendungen für die Unter- 
kunft nach Absatz 1 um mehr als 15 vom Hundert 
ändern. 

(4) Die Vorschriften über die Höchstbeträge für 
Miete oder Belastung nach § 8 Abs. 1 sind anzu- 
wenden. 
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(5) Es ist von folgendem monatlichen Gesamtein- 
kommen auszugehen: 


Haushaltsgröße 

Personen 

Monatliches Gesamteinkommen 

Deutsche Mark 

i 

700,19 

2 

989,65 

3 

1 220,44 

4 

1 500,12 

5 

1 809,14 


(6) Für Haushaltsgrößen von sechs bis zwölf Per- 
sonen wird der monatliche Mietzuschuss auf der 
Grundlage des monatlichen Gesamteinkommens 
nach Absatz 5 für eine Haushaltsgröße von fünf Per- 
sonen und nach Anlage 7 ermittelt. Wenn die Miete 
nach den Absätzen 1 und 2, höchstens jedoch der 
sich aus § 8 Abs. 1 für Haushaltsgrößen von sechs 
bis zwölf Personen jeweils ergehende Höchstbetrag, 
größer ist als die nach Anlage 7 höchstens zu be- 
rücksichtigende Miete, ist die letztere zu Grunde zu 
legen. Der nach den Sätzen 1 und 2 ennittelte Miet- 
zuschuss erhöht sich für eine Haushaltsgröße von 
sechs Personen um 6 vom Hundert, von sieben Per- 
sonen um 12 vom Hundert, von acht Personen um 
18 vom Hundert, von neun Personen um 30 vom 
Hundert, von zehn Personen um 42 vom Hundert, 
von elf Personen um 54 vom Hundert und von zwölf 
Personen um 66 vom Hundert. Im Falle des Satzes 2 
erhöht sich der nach den Sätzen 1 bis 3 ermittelte 
Mietzuschuss um 70 vom Hundert des Unterschieds- 
betrages zwischen der Miete nach den Absätzen 1 
und 2, höchstens jedoch dem sich aus § 8 Abs. 1 für 
Haushaltsgrößen von sechs bis zwölf Personen 
jeweils ergebenden Höchstbetrag, und der nach An- 
lage 7 höchstens zu berücksichtigenden Miete. 

(7) Für Haushaltsgrößen über zwölf Personen 
erhöht sich der nach Absatz 6 für zwölf Personen 
bemessene monatliche Mietzuschuss um jeweils 
78,23 Deutsche Mark für das dreizehnte und jedes 
weitere zum Haushalt rechnende Familienmitglied, 
höchstens jedoch bis zur Höhe der berücksichti- 
gungsfähigen Miete. 

(8) Erhalten ein Mieter oder mietähnlich Nut- 
zungsberechtigter, der in einer Wohn- und Wirt- 
schaftsgemeinschaft im Sinne des § 122 des Bundes- 
sozialhilfegesetzes lebt, sowie ein mit ihm lebender 
Angehöriger (§ 4 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 7) auf Grund 
eines einheitlichen Bescheides laufende Leistungen 
zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfe- 
gesetz, sind ihm bei der Bemessung des Mietzu- 
schusses die gesamten nach dem Bundessozialhilfe- 
gesetz anerkannten laufenden Aufwendungen für die 
Unterkunft zuzurechnen. 

§33 

Bewilligung und Erstattung des Mietzuschusses, 
Belehrungspflicht, sonstige anzuwendende 
Vorschriften, Zuständigkeit 

(1) Über die Bewilligung, Nichtleistung oder Ein- 
stellung des Mietzuschusses nach § 32 ist dem Mieter 


oder mietähnlich Nutzungsberechtigten ein schriftli- 
cher Bescheid zu erteilen. Der Bescheid kann mit dem 
Sozialhilfebescheid verbunden werden. 

(2) Erhalten Mieter oder mietähnlich Nutzungsbe- 
rechtigte, die in einer Wohn- und Wirtschaftsgemein- 
schaft im Sinne des § 122 des Bundessozialhilfege- 
setzes leben, sowie mit ihnen lebende Angehörige 
(§ 4 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 7) auf Grund eines einheit- 
lichen Bescheides laufende Leistungen der Hilfe zum 
Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz, 
kann auch der nach § 32 bemessene Mietzuschuss auf 
Grund eines einheitlichen Bescheides geleistet wer- 
den. Erhält einer der Mieter oder mietähnlich Nut- 
zungsberechtigten keine der genannten Leistungen, 
gilt auch diese Person als Empfänger der Hilfe. 

(3) Der Mietzuschuss ist in der Regel an den Mieter 
oder mietähnlich Nutzungsberechtigten zu zahlen. Bei 
mehreren Mietern oder mietähnlich Nutzungsberech- 
tigten bestimmt die zuständige Stelle den Zahlungs- 
empfänger nach pflichtgemäßem Ermessen. Der Miet- 
zuschuss kann an eine andere im Familienhaushalt 
(§31 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b) oder in der Wohn- 
und Wirtschaftsgemeinschaft (Absatz 2 Satz 1 ) leben- 
de Person oder an den Empfänger der Miete gezahlt 
werden, wenn dies unter Berücksichtigung der Be- 
sonderheit des Einzelfalles geboten ist. Wird der 
Mietzuschuss an den Empfänger der Miete gezahlt, ist 
der Mieter oder mietähnlich Nutzungsberechtigte 
hiervon schriftlich zu unterrichten. 

(4) Wird nach der Bewilligung des Mietzuschus- 
ses nach § 32 eine Sozialleistung zur Deckung des 
Lebensunterhalts oder die Miete bewilligt, bei deren 
Bemessung der Mietzuschuss als Einnahme nicht zu 
berücksichtigen ist, hat die nach Absatz 7 zuständige 
Stelle einen Erstattungsanspruch nach den §§ 102 
bis 114 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch, so- 
weit unter Berücksichtigung dieser Sozialleistung 
bei der Bemessung der laufenden Leistungen der 
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozial- 
hilfegesetz oder der ergänzenden Hilfe zum Lebens- 
unterhalt nach dem Bundesversorgungsgesetz oder 
nach einem Gesetz, das dieses für anwendbar erklärt, 
der Mietzuschuss nicht zugestanden hätte. 

(5) Wird der Mietzuschuss nach § 32 nicht ge- 
leistet oder eingestellt oder ist nach diesem Teil ein 
zu Unrecht erbrachter Mietzuschuss zu erstatten, ist 
der Mieter oder mietähnlich Nutzungsberechtigte 
über die Antragsfrist des § 27 Abs. 4 schriftlich zu 
belehren. 

(6) Der § 4 Abs. 1, 2 und 4 sowie die §§ 25, 37b 
und 41 sind entsprechend anzuwenden. Die auf Vor- 
schriften des Fünften Teils dieses Gesetzes Bezug 
nehmenden Vorschriften mit Ausnahme des § 27 
Abs. 4 sind anzuwenden. 

(7) Über den Mietzuschuss nach dem Fünften Teil 
entscheidet die in Angelegenheiten der laufenden 
Leistungen zum Lebensunterhalt (§31 Abs. 1 Nr. 1) 
zuständige oder zur Durchführung herangezogene 
Stelle. Über den Widerspruch gegen den Wohn- 
geldbescheid entscheidet die Stelle, die in den in 
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Satz 1 genannten Angelegenheiten für die Entschei- 
dung über den Widerspruch zuständig ist. Abwei- 
chend von Satz 2 entscheidet im Land Berlin über 
den Widerspruch gegen den Wohngeldbescheid die 
nach dem Gesetz über die Zuständigkeiten in der 
allgemeinen Berliner Verwaltung zuständige Stelle.“ 

20. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „(§ 8 Abs. 7)“ durch 
die Angabe „(§ 39)“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Vor Buchstabe a wird die Angabe „der 
Anlagen 1 bis 8“ durch die Angabe „des 
§ 2“ ersetzt. 

bbb) In Buchstabe f werden nach dem Wort 
„Belastung,“ die Wörter „im Falle des 
§ 6 Abs. 2 Satz 2 die Belastung aus 
Zinsen und Tilgung,“ eingefügt. 

ccc) In Buchstabe g werden die Angabe 
„(§§ 12 bis 17)“ durch die Angabe 
„(§§ 12 bis 14)“ und das Wort „Fami- 
lieneinkommen“ durch das Wort „Ge- 
samteinkommen“ ersetzt. 

bb) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Vor Buchstabe a wird das Wort 
„Wohngeldgewährung“ durch die 
Wörter „Leistung des Mietzuschusses“ 
ersetzt. 

bbb) In Buchstabe a wird das Wort „Wohn- 
geldgewährung“ durch die Wörter 
„Leistung des Mietzuschusses“ ersetzt. 

ccc) Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

,,b) die Höhe des monatlichen Mietzu- 
schusses sowie die Zahl der zum 
Familienhaushalt (§31 Abs. 1 Nr. 1) 
oder zur Wohn- und Wirtschafts- 
gemeinschaft (§ 33 Abs. 2) rech- 
nenden Personen;“ 

ddd) Buchstabe c wird wie folgt gefasst: 

,,c) die tatsächlichen und die aner- 
kannten laufenden monatlichen 
Aufwendungen für den Wohnraum 
(§ 32 Abs. 1 und 2) sowie die bei 
der Berechnung des Mietzuschusses 
zu berücksichtigenden Höchstbeträge 
für die Miete (§ 8 Abs. 1);“ 

eee) Buchstabe d wird wie folgt gefasst: 

,,d) die Wohnverhältnisse der Empfän- 
ger von Mietzuschuss nach Aus- 
stattung, Größe und Jahr der Be- 
zugsfertigkeit der Wohnung sowie 
die Gemeinde und deren Mietenstu- 
fe (§ 8 Abs. 2 bis 5);“ 

fff) In Buchstabe e wird das Wort „Wohn- 
geldes“ durch das Wort „Mietzuschus- 
ses“ ersetzt. 


c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird gestrichen. 

bb) Im bisherigen Satz 3 Nr. 2 werden das Semi- 
kolon durch einen Punkt ersetzt und Nummer 
3 aufgehoben. 

d) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird das Wort „Gewährung“ durch 
das Wort „Leistung“ ersetzt. 

bb) In Satz 4 werden die Wörter „und für die An- 
gaben im Falle einer Erhebung nach Absatz 5 
Satz 2“ gestrichen. 

e) In Absatz 9 werden die Wörter „und im Falle 
einer Erhebung nach Absatz 5 Satz 2“ gestrichen. 

21. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b wird die Angabe 
„(§§ 9 bis 17)“ durch die Angabe „(§§ 9 bis 14)“ 
ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Abweichend von Absatz 1 Nr. 2 und § 8 
Abs. 1 bis 4 gilt für die Festlegung von Mieten- 
stufen übergangsweise: 

1. Bis zur erstmaligen Festlegung von Mietenstu- 
fen in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet ist für die Feststellung des 
Mietenniveaus § 8 Abs. 3 in dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland nach dem Stand 
bis zum 3. Oktober 1990 mit der Maßgabe an- 
zuwenden, dass als Mietenniveau die durch- 
schnittliche prozentuale Abweichung der Qua- 
dratmetermieten von Wohnraum in Gemeinden 
vom Durchschnitt der Quadratmetermieten ver- 
gleichbaren Wohnraums in dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland nach dem Stand 
bis zum 3. Oktober 1990 zu Grimde zu legen ist; 

2. die erstmalige Festlegung der Mietenstufen für 
Kreise und Gemeinden im gesamten Bundes- 
gebiet kann bis zum 31. Dezember 2003 auch 
ohne eine Anpassung der Höchstbeträge für die 
Miete oder Belastung erfolgen; 

3. bis zum 31. Dezember 2003 kann § 8 Abs. 2 
und 3 mit der Maßgabe angewendet werden, 
dass für die Ermittlung des Mietenniveaus 
allein die statistischen Daten gemäß § 35 Abs. 2 
Nr. 1 von Wohngeld nach § 2 Abs. 1 Satz 1 in 
der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden 
Fassimg beziehenden Miete herangezogen wer- 
den können.“ 

22. § 37 wird aufgehoben. 

23. § 38 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„§ 18 Nr. 1 und § 34 sind nicht auf sonstige 
laufende Leistungen einer Gemeinde oder eines 
Gemeindeverbandes anzuwenden, die einem Wohn- 
geldempfänger zur Senkung der Miete oder Belas- 
tung bis auf den nach § 8 Abs. 1 maßgebenden 
Höchstbetrag erbracht werden.“ 
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24. Nach § 38 wird folgender § 39 eingefiigt: 

„§ 39 

Wohngeld- und Mietenbericht 

Die Bundesregierung berichtet dem Deutschen Bun- 
destag alle zwei Jahre bis zum 30. Juni über die 

Durchführung dieses Gesetzes und über die Ent- 
wicklung der Mieten für Wohnraum.“ 

25. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird das Wort „Gewährung“ durch 
das Wort „Leistung“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Der Bericht nach § 39 wird erstmals bis 
zum 30. Juni 2003 erstattet.“ 

26. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 erster Halbsatz wird das Wort 
„weitergewährt“ durch das Wort „weitergeleistet“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 3 erster Halbsatz wird das Wort 
„weitergewährt“ durch das Wort „weitergeleistet“ 
ersetzt. 

27. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestri- 
chen. 

bb) In Nummer 1 Buchstabe a werden die Wörter 
„Absatz 1 ist bis zum 31. Dezember 1998 in 
folgender Fassung anzuwenden:“ durch die 
Wörter „Absatz 1 ist bis zum Wirksamwer- 
den der erstmaligen Festlegung von Mieten- 
stufen in dem in Artikel 3 des Einigungsver- 
trages genannten Gebiet in folgender Fassung 
anzuwenden:“ ersetzt. 

cc) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. a) Ist ein Miet- oder Lastenzuschuss mit 
Ausnahme des Mietzuschusses nach 
dem Fünften Teil, der mindestens 
teilweise für das Jahr 2001 bewilligt 
wird, nach dem ab 1. Januar 2001 
geltenden Recht niedriger als der für 
Dezember 2000 geleistete Miet- oder 
Lastenzuschuss, ist für den im Jahr 
2001 liegenden Teil des Bewilli- 
gungszeitraums ein Ausgleichsbetrag 
zu leisten. Der Ausgleichsbetrag be- 
rechnet sich nach dem um zehn Deut- 
sche Mark geminderten Unterschieds- 
betrag zwischen dem für Dezember 
2000 geleisteten Miet- oder Lastenzu- 
schuss und dem Miet- oder Lastenzu- 
schuss nach dem ab 1. Januar 2001 
geltenden Recht. Hat sich abweichend 
von den Verhältnissen, die dem für 
Dezember 2000 geleisteten Miet- oder 
Lastenzuschuss zu Grunde gelegen 
haben, die Zahl der zum Haushalt 
rechnenden Familienmitglieder oder 


die zu berücksichtigende Miete verrin- 
gert oder das Familieneinkommen er- 
höht, ist der Unterschiedsbetrag nach 
Satz 2 durch die Höhe des Miet- oder 
Lastenzuschusses begrenzt, der sich 
bei Anwendung des bis zum 31. De- 
zember 2000 geltenden Rechts unter 
Berücksichtigung der geänderten Ver- 
hältnisse ergeben würde. 

b) Ist ein Miet- oder Lastenzuschuss mit 
Ausnahme des Mietzuschusses nach 
dem Fünften Teil, der mindestens 
teilweise für das Jahr 2002 bewilligt 
wird, nach dem ab 1. Januar 2002 
geltenden Recht niedriger als der für 
Dezember 2000 geleistete, in Euro um- 
gerechnete Miet- oder Lastenzuschuss, 
ist für den im Jahr 2002 liegenden Teil 
des Bewilligungszeitraums ein Aus- 
gleichsbetrag zu leisten. Der Aus- 
gleichsbetrag berechnet sich nach dem 
in Euro zu ermittelnden, um 5 Euro 
geminderten und auf volle Euro zu 
rundenden Unterschiedsbetrag zwi- 
schen dem für Dezember 2000 geleis- 
teten Miet- oder Lastenzuschuss und 
dem Miet- oder Lastenzuschuss nach 
dem ab 1. Januar 2002 geltenden 
Recht. Hat sich abweichend von den 
Verhältnissen, die dem für Dezember 
2000 geleisteten Miet- oder Lastenzu- 
schuss zu Grunde gelegen haben, die 
Zahl der zum Haushalt rechnenden 
Familienmitglieder oder die zu be- 
rücksichtigende Miete verringert oder 
das Familieneinkommen erhöht, ist 
der Unterschiedsbetrag nach Satz 2 
durch die Höhe des in Euro umge- 
rechneten Miet- oder Lastenzuschus- 
ses begrenzt, der sich bei Anwendung 
des bis zum 31. Dezember 2000 gel- 
tenden Rechts unter Berücksichtigung 
der geänderten Verhältnisse ergeben 
würde.“ 

dd) die Nummern 2 und 5 bis 7 werden aufgeho- 
ben. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

28. In § 43 Abs. 1 wird die Angabe „§ 29 Abs. 4 Satz 1“ 
durch die Angabe „§ 29 Abs. 4 Satz 1 und 3“ er- 
setzt. 

29. Die Anlagen 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 
Anlage 1 

Seite 15 der Drucksache 14/1523 
Anlage 2 

Rechenschritte und Rundungen 

1. „M“ ist die gerundete, tatsächliche zu berück- 
sichtigende monatliche Miete oder Belastung in 
Euro (§2 Abs. 1 Satz 2). Bei der Umrechnung der 
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imgerundeten, tatsächlichen zu berücksichtigen- 
den monatlichen Miete oder Belastung im Sinne 
der §§ 7 und 8 („M*“) auf „M“ gilt: 

Wird „M*“ in Deutsche Mark angegeben, ist 
„M*“ zunächst in Euro umzurechnen. Hierzu 
wird „M*“ durch 1,95583 geteilt. Der sich erge- 
bende Betrag ist als Festkommazahl mit fünf 
Nachkommastellen zu berechnen. 

Wenn „M*“ in Euro kleiner als oder gleich 50 ist, 
ist „M*“ auf den nächsten durch 5 ohne Rest teil- 
baren vollen Euro-Betrag aufzurunden, wenn 
„M*“ nicht bereits durch 5 ohne Rest teilbar ist. 
Wenn „M*“ durch 5 ohne Rest teilbar ist, bleibt 
„M*“ unverändert. Von dem sich ergebenden 
Betrag sind stets 2,50 Euro abzuziehen. 

Wenn „M*“ in Euro größer als 50 ist, ist „M*“ auf 
den nächsten durch 10 ohne Rest teilbaren vollen 
Euro-Betrag aufzurunden, wenn „M*“ nicht be- 
reits durch 10 ohne Rest teilbar ist. Wenn „M*“ 
durch 10 ohne Rest teilbar ist, bleibt „M*“ unver- 


ändert. Von dem sich ergebenden Betrag sind 
stets 5 Euro abzuziehen. 

2. „Y“ ist das gerundete monatliche Einkommen in 
Euro (§ 2 Abs. 1 Satz 3). 

Wenn das monatliche Einkommen nach den §§ 9 
bis 14 („Y*“) in Deutsche Mark ermittelt wird, ist 
es zunächst in Euro umzurechnen. Hierzu wird 
„Y*“ durch 1,95583 geteilt. Der sich ergebende 
Betrag ist als Festkommazahl mit fünf Nach- 
kommastellen zu berechnen. 

Um „Y“ in Euro zu erhalten, ist „Y*“ auf den 
nächsten durch 10 ohne Rest teilbaren vollen 
Euro-Betrag aufzurunden, wenn es nicht bereits 
durch 10 ohne Rest teilbar ist. Wenn „Y*“ durch 
10 ohne Rest teilbar ist, bleibt „Y*“ unverändert. 
Von dem sich ergebenden Betrag sind stets 5 Eu- 
ro abzuziehen. 

3. Euro-Werte für „M“ und „Y“, die unterhalb der 
folgenden Tabellenwerte liegen, werden durch 
diese ersetzt: 



1- 

Personen- 

Haushalt 

2- 

Personen- 

Haushalt 

3- 

Personen- 

Haushalt 

4- 

Personen- 

Haushalt 

5- 

Personen- 

Haushalt 

6- 

Personen- 

Haushalt 

M 

22,5 

22,5 

27,5 

32,5 

32,5 

32,5 

Y 

120 

150 

200 

250 

285 

320 



7- 

Personen- 

Haushalt 

8- 

Personen- 

Haushalt 

9- 

Personen- 

Haushalt 

10- 

Personen- 

Haushalt 

11- 

Personen- 

Haushalt 

12- 

Personen- 

Haushalt 

M 

35 

35 

37,5 

37,5 

75 

155 

Y 

355 

385 

555 

730 

1 000 

1 175 


4. Der ungerundete monatliche Miet- oder Lasten- 
zuschuss in Euro ergibt sich durch Einsetzen der 
Werte für „a“, „b“, „c“ (Anlage 1) und für „M“ 
und „Y“ in die Formel nach § 2 Abs. 1 Satz 1 und 
durch Ausführen der drei folgenden Rechen- 
schritte: 

Berechnung der Dezimalzahlen 
zl=a+b-M + c-Y, 
z2 = zl-Y, 
z3 = M - z2. 

Hierbei sind die Dezimalzahlen als Festkomma- 
zahlen mit zehn Nachkommastellen zu berechnen. 

5. Dieser ungerundete monatliche Miet- oder Las- 
tenzuschuss ist auf den nächsten vollen Euro- 
Betrag aufzurunden, wenn der sich ohne Rundung 


ergebende restliche Cent-Betrag größer als oder 
gleich 50 ist; er ist auf den nächsten vollen Euro- 
Betrag abzurunden, wenn der sich ohne Rundung 
ergebende restliche Cent-Betrag kleiner als 50 ist. 

6. Um den entsprechenden Miet- oder Lastenzu- 
schussbetrag in Deutsche Mark zu erhalten, ist 
der gerundete Miet- oder Lastenzuschussbetrag in 
Euro mit 1,95583 zu multiplizieren. 

30. Die bisherigen Anlagen 1 bis 5 werden Anlagen 3 
bis 7 und wie folgt gefasst: 

Anlage 3 bis 7 

Mit Ausnahme von redaktionellen Änderungen 

auf den Seiten 27, 30 und 33 der Drucksache 

14/1523 

31. Die bisherigen Anlagen 6 bis 8 werden aufgehoben. 
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noch Anlage 4 


Belastung (§ 7) von monatlich mehr als 

... Deutsche Mark 

8 - 11,007 

860,565 

880,12 


841,01 

860,57 

880,12 


bis 

bis 

bis 


860,565 

880,121 

899,68 


860,57 

880,12 

899,68 


45 

46 

47 


Deutsche Mark 


756,91 

776,46 

794,07 


754,95 

772,55 

790,16 


747,13 

766,69 

784,29 


741,26 

758,86 

776,46 


735,39 

752,99 

770,60 


729,52 

745,17 

762,77 


721,70 

739,30 

756,91 


715,83 

733,44 

749,08 


709,97 

725,61 

743,22 


702,14 

719,75 

735,39 


696,28 

711,92 

729,52 


688,45 

706,05 

721,70 


682,58 

698,23 

715,83 


676,72 

692,36 

708,01 


668,89 

684,54 

702,14 


663,03 

678,67 

694,32 


655,20 

670,85 

688,45 


649,34 

664,98 

680,63 


641,51 

657,16 

672,81 


635,64 

651,29 

666,94 


627,82 

643,47 

659,11 


621,95 

637,60 

653,25 


614,13 

629,78 

645,42 


608,26 

621,95 

637,60 


600,44 

616,09 

631,73 


592,62 

608,26 

623,91 


586,75 

602,40 

616,09 


578,93 

594,57 

608,26 


573,06 

586,75 

602,40 


565,23 

580,88 

594,57 


557,41 

573,06 

586,75 


551,54 

565,23 

578,93 


543,72 

557,41 

573,06 


535,90 

551,54 

565,23 


530,03 

543,72 

557,41 


522,21 

535,90 

549,59 


514,38 

528,07 

541,76 


508,52 

522,21 

535,90 


500,69 

514,38 

528,07 


492,87 

506,56 

520,25 


485,05 

498,74 

512,43 


477,22 

490,91 

504,60 


471,36 

483,09 

496,78 


463,53 

477,22 

488,96 


455,71 

469,40 

481,13 


447,89 

461,58 

473,31 
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noch Anlage 4 


noch Wohngeld für zwei Familienmitglieder 


bei dem 
zwölften Teil 
des Gesamt- 
einkommens 
(§ 9 Abs. 2) 
von 

bei i 

siner zu berücksichtigenden Miete oder Belastung (§ 7) von monatlich mehr als 

... Deutsche Mark 

762.77t 

762,77 

bis 

782,332 

782,33 

782,332 

782,33 

bis 

801,89 

801,89 

801,89 

801,89 

bis 

821,449 

821,45 

821,449 

821,45 

bis 

811,007 

841,01 

841,007 

841,01 

bis 

860,565 

860,57 

860,565 

860,57 

bis 

880,124 

880,12 

880,124 

880,12 

bis 

899,682 

899,68 


mehr als bis 

41 

42 

43 

44 

45 

46 

47 




Deutsche Mark 





1 173,50- 1 193,06 

389 21 

402,90 

414,64 

428,33 

440,06 

453,75 

465,49 


1 193,06- 1 212,61 

383,34 

395,08 

408,77 

420,50 

434,19 

445,93 

457,66 


1 212,61 - 1 232,17 

375,52 

387,25 

400,95 

412,68 

426,37 

438,11 

449,84 


1 232,17- 1 251,73 

367,70 

381,39 

393,12 

404,86 

418,55 

430,28 

442,02 


1 251,73- 1 271,29 

361,83 

373,56 

385,30 

398,99 

410,72 

422,46 

434,19 


1 271,29- 1 290,85 

354,01 

365,74 

377,48 

391,17 

402,90 

414,64 

426,37 


1 290,85- 1 310,41 

346,18 

357,92 

371,61 

383,34 

395,08 

406,81 

418,55 


1 310,41 - 1 329,96 

340,31 

352,05 

367,78 

375,52 

387,25 

398,99 

410,72 


1 329,96 - 1 349,52 

332,49 

344,23 

355,96 

357,70 

379,43 

391,17 

402,90 


1 349,52 - 1 369,08 

324,67 

336,40 

348,14 

359,87 

371,61 

383,34 

395,08 


1 369,08 - 1 388,64 

316,84 

328,58 

340,31 

352,05 

363,78 

375,52 

387,25 


1 388,64 - 1 408,20 

310,98 

322,71 

332,49 

344,23 

355,96 

367,70 

379,43 


1 408,20 - 1 427,76 

303,15 

314,89 

326,62 

336,40 

348,14 

359,87 

371,61 


1 427,76- 1 447,31 

295,33 

307,07 

318,80 

328,58 

340,31 

352,05 

363,78 


1 447,31 - 1 466,87 

287,51 

299,24 

310,98 

320,76 

332,49 

344,23 

355,96 


1 466,87 - 1 486,43 

279,68 

291,42 

305,15 

312,93 

324,67 

336,40 

346,18 


1 486,43 - 1 505,99 

273,82 

283,60 

295,33 

305,11 

316,84 

328,58 

338,36 


1 505,99 - 1 525,55 

265,99 

275,77 

287,51 

297,29 

309,02 

320,76 

330,54 


1 525,55- 1 545,11 

258,17 

267,95 

279,68 

289,46 

301,20 

310,98 

322,71 


1 545,11- 1 564,66 

250,35 

262,08 

271,86 

281,64 

293,37 

303,15 

314,89 


1 564,66 - 1 584,22 

242,52 

254,26 

264,04 

273,82 

285,55 

295,33 

305,11 


1 584,22 - 1 603,78 

234,70 

246,43 

256,21 

265,99 

277,73 

287,51 

297,29 


1 603,78 - 1 623,34 

226,88 

238,61 

248,39 

258,17 

267,95 

279,68 

289,46 


1 623,34 - 1 642,90 

221,01 

230,79 

240,57 

250,35 

260,13 

271,86 

281,64 


1 642,90 - 1 662,46 

213,19 

222,96 

232,74 

242,52 

252,30 

262,08 

271,86 


1 662,46- 1 682,01 

205,36 

215,14 

224,92 

234,70 

244,48 

254,26 

264,04 


1 682,01 - 1 701,57 

197,54 

207,34 

217,10 

226,88 

236,66 

246,43 

256,21 


1 701,57- 1 721,13 

189,72 

199,49 

209,27 

219,05 

228,83 

238,61 

248,39 


1 721,13 - 1 740,69 

181,89 

191,67 

201,45 

211,23 

219,05 

228,83 

238,61 


1 740,69 - 1 760,25 

174,07 

183,85 

191,67 

201,45 

211,23 

221,01 

230,79 


1 760,25- 1 779,81 

166,25 

176,02 

183,85 

193,63 

203,41 

213,19 

222,96 


1 779,81 - 1 799,36 

158,42 

168,20 

176,02 

185,80 

195,58 

203,41 

213,19 


1 799,36- 1 818,92 

150,60 

158,42 

168,20 

177,98 

185,80 

195,58 

205,36 


1 818,92- 1 838,48 

142,78 

150,60 

160,38 

170,16 

177,98 

187,76 

195,58 


1 838,48 - 1 858,04 

134,95 

142,78 

152,55 

160,38 

170,16 

177,98 

187,76 


1 858,04 - 1 877,60 

127,13 

134,95 

144,73 

152,55 

162,33 

170,16 

179,94 


1 877,60- 1 897,16 

119,31 

127,13 

134,95 

144,73 

152,55 

162,33 

170,16 


1 897,16- 1 916,71 

109,53 

119,31 

127,13 

136,91 

144,73 

152,55 

162,33 


1 916,71 - 1 936,27 

101,70 

111,48 

119,31 

127,13 

136,91 

144,73 

152,55 


1 936,27 - 1 955,83 

93,88 

101,70 

111,48 

119,31 

127,13 

136,91 

144,73 


1 955,83 - 1 975,39 

86,06 

93,88 

101,70 

111,48 

119,31 

127,13 

134,95 


1 975,39 - 1 994,95 

78,23 

86,06 

93,88 

101,70 

111,48 

119,31 

127,13 


1 994,95 - 2 014,50 

70,41 

78,23 

86,06 

93,88 

101,70 

109,53 

117,35 


2 014,50-2 034,06 

62,59 

70,41 

78,23 

86,06 

93,88 

101,70 

109,53 


2 034,06 - 2 053,62 

52,81 

60,63 

68,45 

76,28 

84,10 

91,92 

99,75 
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noch Anlage 5 







Belastung (§ 7) von monatlich mehr als 

. . . Deutsche Mark 






073 giß 

°93 375 

/| 1 o 933 

°3° 191 

35° 019 


391 166 

110 7°1 

130 °83 

119 811 

459 iq 

/1QO 0< Q 

<nc a 

5^g Q"7/j 

51"7 530 

567 191 

273,82 

297,37 

312,93 

332,49 

352,05 

371,61 

391,17 

410,72 

430,28 

449,84 

469,40 

‘TOOjVJ o 

488,96 

JUO,J 1 u 

508,52 

528,07 

547,63 

567,19 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

093 375 

31° 933 

33° 191 

35° 019 

376 608 

391 156 

110 7°1 

130 °83 

119 861 

459 4Q 

/IOO CldQ 

<nc ai a 

628 081 

617 632 

65 "7 191 

586 719 

293,37 

312,93 

332,49 

352,05 

371,61 

391,17 

410,72 

430,28 

449,84 

469,40 

‘TOOjVJ o 

488,95 

508,12 

528,07 

547,63 

567,19 

586,75 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

Deutsche Mark 

230,79 

248,39 

265,99 

283,60 

301,20 

318,80 

334,45 

352,05 

369,65 

378,25 

404,86 

422,46 

440,06 

457,66 

475,27 

492,87 

228,83 

246,43 

264,04 

281,64 

299,24 

316,84 

334,45 

352,05 

367,70 

385,30 

402,90 

420,50 

438,11 

455,71 

473,31 

490,91 

226,88 

242,52 

260,13 

277,73 

295,33 

312,93 

330,54 

348,14 

365,74 

383,34 

398,99 

416,59 

434,19 

451,80 

469,40 

487,00 

222,96 

240,57 

258,17 

275,77 

291,42 

309,02 

326,62 

344,23 

361,83 

379,43 

395,08 

412,68 

430,28 

447,89 

465,49 

483,09 

221,01 

236,66 

254,26 

271,86 

289,46 

307,07 

322,71 

340,3 1 

357,92 

375,52 

391,17 

408,77 

426,37 

443,97 

461,58 

477,22 

217,10 

234,70 

252,30 

267,95 

285,55 

303,15 

320,76 

336,40 

354,01 

371,61 

389,21 

404,86 

422,46 

440,06 

455,71 

473,31 

215,14 

230,79 

248,39 

265,99 

281,64 

299,24 

316,84 

332,49 

350,09 

367,70 

385,30 

400,95 

418,55 

436,15 

451,80 

469,40 

2 1 1 ,23 

228,83 

246,43 

262,08 

279,68 

295,33 

312,93 

330,54 

346,18 

363,78 

381,39 

397,03 

414,64 

430,28 

447,89 

465,49 

209,27 

224,92 

242,52 

260,13 

275,77 

293,37 

309,02 

326,62 

342,27 

359,87 

377,48 

393,12 

410,72 

426,37 

443,98 

459,62 

205,36 

222,96 

238,61 

256,21 

271,86 

289,46 

305,11 

322,71 

338,36 

355,96 

373,56 

389,21 

406,81 

422,46 

440,06 

455,71 

203,41 

219,05 

236,66 

252,30 

269,90 

285,55 

303,15 

318,80 

336,40 

352,05 

369,65 

385,30 

400,95 

418,55 

434,19 

451,80 

199,49 

217,10 

232,74 

250,35 

265,99 

281,64 

299,24 

314,89 

332,49 

348,14 

365,74 

381,39 

397,03 

414,64 

430,28 

447,89 

197,54 

213,19 

230,79 

246,43 

262,08 

279,68 

295,33 

310,98 

328,58 

344,23 

361,83 

377,48 

393,12 

410,72 

426,37 

442,02 

193,63 

2 1 1 ,23 

226,88 

242,52 

260,13 

275,77 

291,42 

309,02 

324,67 

340,31 

355,96 

373,56 

389,21 

404,86 

422,46 

438,11 

191,67 

207,32 

222,96 

240,57 

256,21 

271,86 

287,51 

305,1 1 

320,76 

336,40 

352,05 

369,65 

385,30 

400,95 

418,55 

434,19 

187,76 

203,41 

221,01 

236,66 

252,30 

267,95 

285,55 

301,20 

316,84 

332,49 

348,14 

365,74 

381,39 

397,03 

412,68 

428,33 

185,80 

201,45 

217,10 

232,74 

248,39 

265,99 

281,64 

297,29 

312,93 

328,58 

344,23 

361,83 

377,48 

393,12 

408,77 

424,42 

181,89 

197,54 

213,19 

230,79 

246,43 

262,08 

277,73 

293,37 

309,02 

324,67 

340,3 1 

355,96 

373,56 

389,21 

404,86 

420,50 

179,94 

195,58 

2 1 1 ,23 

226,88 

242,52 

258,17 

273,82 

289,46 

305,11 

320,76 

336,40 

352,02 

367,70 

383,34 

398,99 

416,59 

176,02 

191,67 

207,32 

222,96 

238,61 

254,26 

269,90 

285,55 

301,20 

316,84 

332,49 

348,14 

363,78 

379,43 

395,08 

410,72 

174,07 

189,72 

203,41 

219,05 

234,70 

250,35 

265,99 

281,64 

297,29 

312,93 

328,58 

344,23 

359,87 

375,52 

391,17 

406,81 

170,16 

185,80 

201,45 

217,10 

232,74 

248,39 

262,08 

277,73 

293,37 

309,02 

324,67 

340,3 1 

355,96 

371,61 

387,25 

402,90 

166,25 

181,89 

197,54 

213,19 

228,83 

244,48 

260,13 

273,82 

289,46 

305,11 

320,76 

336,40 

352,05 

367,70 

381,39 

397,03 

164,29 

179,94 

193,63 

209,27 

224,92 

240,57 

256,21 

269,90 

285,55 

301,20 

316,84 

332,49 

346,18 

361,83 

377,48 

393,12 

160,38 

176,02 

191,67 

207,32 

221,01 

236,66 

252,30 

267,95 

281,64 

297,29 

312,93 

328,58 

342,27 

357,92 

373,56 

389,21 

158,42 

172,11 

187,76 

203,41 

217,10 

232,74 

248,39 

264,04 

277,73 

293,37 

309,02 

322,71 

338,36 

354,01 

367,70 

383,34 

154,51 

170,16 

183,85 

199,49 

215,14 

228,83 

244,48 

260,13 

273,82 

289,46 

305,1 1 

318,80 

334,45 

348,14 

363,78 

379,43 

150,60 

166,25 

181,89 

195,58 

211,23 

224,92 

240,57 

256,21 

269,90 

285,55 

299,24 

314,89 

330,54 

344,23 

359,87 

373,56 

148,64 

162,33 

177,98 

193,63 

207,32 

222,96 

236,66 

252,30 

265,99 

281,64 

295,33 

310,98 

324,67 

340,3 1 

354,01 

369,65 

144,73 

160,38 

174,07 

189,72 

203,41 

219,05 

232,74 

248,39 

262,08 

277,73 

291,42 

307,07 

320,76 

336,40 

350,09 

365,74 

142,78 

156,47 

172,11 

185,50 

199,49 

215,14 

228,83 

244,48 

258,17 

273,82 

287,51 

301,20 

316,84 

330,54 

346,18 

359,87 

138,86 

152,55 

168,20 

181,89 

197,54 

2 1 1 ,23 

224,92 

240,57 

254,26 

269,90 

283,60 

297,29 

312,93 

326,62 

340,3 1 

355,96 

134,95 

150,60 

164,29 

177,98 

193,63 

207,32 

221,01 

236,66 

250,35 

264,04 

279,68 

293,37 

307,07 

322,71 

336,40 

350,09 

133,00 

146,69 

160,38 

176,02 

189,72 

203,41 

217,10 

232,74 

246,43 

260,13 

275,77 

289,46 

303,15 

316,84 

332,49 

346,18 

129,08 

142,78 

158,42 

172,11 

185,80 

199,49 

215,14 

228,83 

242,52 

256,21 

269,90 

285,55 

299,24 

312,93 

326,62 

342,27 

125,17 

140,82 

154,51 

168,20 

181,89 

195,58 

2 1 1 ,23 

224,92 

238,61 

252,30 

265,99 

279,68 

295,33 

309,02 

322,71 

336,40 

123,22 

136,91 

150,60 

164,29 

177,98 

191,67 

207,32 

221,01 

234,70 

248,39 

262,08 

275,77 

289,46 

303,15 

318,80 

332,49 

119,31 

133,00 

146,69 

160,38 

174,07 

189,72 

203,41 

217,10 

230,79 

244,48 

258,17 

271,86 

285,55 

299,24 

312,93 

326,62 

115,39 

129,08 

144,73 

158,42 

172,11 

185,80 

199,49 

213,19 

226,88 

240,57 

254,26 

267,95 

281,64 

295,33 

309,02 

322,71 

113,44 

127,13 

140,82 

154,51 

168,20 

181,89 

195,58 

209,27 

222,96 

236,66 

250,35 

262,08 

275,77 

289,46 

303,15 

316,84 

109,53 

123,22 

136,91 

150,60 

164,29 

177,98 

191,67 

205,36 

217,10 

230,79 

244,48 

258,17 

271,86 

285,55 

299,24 

312,93 

105,61 

119,31 

133,00 

146,69 

160,38 

174,07 

187,76 

201,45 

213,19 

226,88 

240,57 

254,26 

267,95 

281,64 

295,33 

307,07 

103,66 

117,35 

129,08 

142,78 

156,47 

170,16 

183,85 

195,58 

209,27 

222,96 

236,66 

250,35 

264,04 

275,77 

289,46 

303,15 

99,75 

113,44 

127,13 

138,86 

152,55 

166,25 

179,94 

191,67 

205,36 

219,05 

232,74 

244,48 

258,17 

271,86 

285,55 

297,29 

95,84 

109,53 

123,22 

134,95 

148,64 

162,33 

176,02 

187,76 

201,45 

215,14 

226,88 

240,57 

254,26 

267,95 

279,68 

293,37 

93,88 

105,61 

119,31 

133,00 

144,73 

158,42 

172,11 

183,85 

197,54 

2 1 1 ,23 

222,96 

236,66 

250,35 

262,08 

275,77 

289,46 
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Artikel 6 

Änderung des Wohngeldgesetzes 
zum 1. Januar 2002 

Das zuletzt durch Artikel 5 dieses Gesetzes geänderte 
Wohngeldgesetz wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die zur Berechnung des Miet- oder Lasten- 
zuschusses erforderlichen Rechenschritte und Run- 
dungen sind in der Reihenfolge auszuführen, die sich 
aus der diesem Gesetz beigefügten Anlage 2 ergibt.“ 

2. § 8 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Bei der Leistung des Wohngeldes wird die 
Miete oder Belastung insoweit nicht berücksichtigt, 
als sie monatlich folgende Höchstbeträge übersteigt: 

Tabelle 

Seite 78 und 79 der Drucksache 14/1523 

3. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „3 000 Deutsche 
Mark“ durch die Angabe „1 500 Euro“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „2 400 Deutsche 
Mark“ durch die Angabe „1 200 Euro“ ersetzt. 

cc) In Nummer 3 wird die Angabe „1 500 Deutsche 
Mark“ durch die Angabe „750 Euro“ ersetzt. 

dd) In Nummer 4 wird die Angabe „1 200 Deutsche 
Mark“ durch die Angabe „600 Euro“ ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „6 000 Deutsche 
Mark“ durch die Angabe „3 000 Euro“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „12 000 Deutsche 
Mark“ durch die Angabe „6 000 Euro“ ersetzt. 

cc) In Nummer 3 wird die Angabe „6 000 Deutsche 
Mark“ durch die Angabe „3 000 Euro“ ersetzt. 

4. In § 18 Nr. 5 wird die Angabe „19,56 Deutsche Mark“ 
durch die Angabe „10 Euro“ ersetzt. 

5. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 


„(5) Es ist von folgendem monatlichen Gesamt- 
einkommen auszugehen: 


Haushaltsgröße 

Personen 

Monatliches Gesamteinkommen 

Euro 

i 

358 

2 

506 

3 

624 

4 

767 

5 

925“. 


b) In Absatz 7 wird die Angabe „78,23 Deutsche 
Mark“ durch die Angabe „40 Euro“ ersetzt. 

c) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 eingefügt: 

„(8) Der sich aus den Absätzen 6 und 7 insge- 
samt ergebende Mietzuschuss ist auf den nächsten 
vollen Euro-Betrag aufzurunden, wenn der sich 
ohne Rundung ergebende restliche Cent-Betrag 
größer als oder gleich 50 ist, er ist auf den nächsten 
vollen Euro-Betrag abzurunden, wenn der sich 
ohne Rundung ergebende restliche Cent-Betrag 
kleiner als 50 ist.“ 

d) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9. 

6. Die Anlagen 2 bis 7 werden wie folgt gefasst: 

Anlagen 2 bis 7 

Seiten 81 bis 141 der Drucksache 14/1523 

Artikel 7 

Änderung des Finanz- 
und Personalstatistikgesetzes 

Das Finanz- und Personalstatistikgesetz vom 21. De- 
zember 1992 (BGBl. I S. 2119), zuletzt geändert durch 
Artikel 12 Abs. 36 des Gesetzes vom 14. September 
1994 (BGBl. I S. 2325), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. Der Sozialversicherungsträger und der 
Bundesanstalt für Arbeit,“ 

bb) Nummer 6 wird aufgehoben. 

cc) Nummer 8 wird wie folgt gefasst: 

„8. Der Deutschen Bundesbank,“ 

dd) Nummer 9 wird aufgehoben. 

ee) Nummer 10 wird wie folgt gefasst: 

„10. der staatlichen und kommunalen Fonds, 
Einrichtungen, Betriebe und Unterneh- 
men, die in öffentlicher oder privater 
Rechtsform geführt werden, soweit nicht 
die Nummern 1 bis 4, 7 und 8 Anwen- 
dung finden.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Fonds, Einrichtungen, Betriebe und Unter- 
nehmen, die in einer privatrechtlichen Form ge- 
führt werden, gehören zu den Erhebungseinhei- 
ten, wenn Erhebungseinheiten nach Absatz 1 
Nr. 1 bis 4 und 10 mit mehr als 50 vom Hundert 
des Nennkapitals oder des Stimmrechts beteiligt 
sind.“ 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 6 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 7 werden die Zahl „6“ sowie das fol- 
gende Wort „und“ gestrichen. 
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c) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 

„(8) Die Statistik nach § 1 Nr. 1 erfasst beim 
Lastenausgleichsfonds, beim ERP- Sondervermö- 
gen, beim Fonds „Deutsche Einheit“, beim Ent- 
schädigungsfonds, beim Bundeseisenbahnvermö- 
gen, beim Erblastentilgungsfonds, beim Aus- 
gleichsfonds zur Sicherung des Steinkohlenein- 
satzes, beim Sondervermögen „Versorgungs- 
rücklage des Bundes“ sowie bei sonstigen Son- 
dervermögen: 

vierteljährlich 

1 . die Ist-Einnahmen und Ist- Ausgaben nach dem 
Kassenergebnis entsprechend dem Gruppie- 
rungsplan des Bundes und der Länder; 

2. die Bauausgaben nach Aufgabenbereichen.“ 

3. In § 4 Nr. 1 Buchstabe a wird das Wort „Einkom- 
mensteuer“ durch die Wörter „Einkommen- und 
Umsatzsteuer“ ersetzt. 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, 6, 9 und 10“ durch die Angabe „§ 2 Abs. 1 
Nr. 1 bis 4 und 10“ ersetzt. 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 sowie beim Lastenausgleichsfonds, 
beim ERP- Sondervermögen, beim Fonds 
„Deutsche Einheit“, beim Entschädigungs- 
fonds, beim Bundeseisenbahnvermögen, beim 
Erblastentilgungsfonds, beim Ausgleichsfonds 
zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes, beim 
Sondervermögen „Versorgungsrücklage des 
Bundes“ sowie bei sonstigen Sondervermögen 
folgende Erhebungsmerkmale: 

vierteljährlich zum Quartalsende den Schul- 
denstand nach Hauptschuldarten;“ 

5. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Laufbahngruppe, Einstufung, Dienst- oder Le- 
bensaltersstufe, Ortzuschlagsstufe oder Stufe 
des Familienzuschlags, Bruttobezüge des Be- 
richtsmonats,“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Abweichend von Absatz 1 werden für die 
Beschäftigten bei den Forschungseinrichtungen 
der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 7 genannten 
Erhebungseinheiten zusätzlich die fachliche Glie- 
derung und der Bildungsabschluss und bei den in 
§ 2 Abs. 1 Nr. 10 genannten Erhebungseinheiten 
mit privatrechtlicher Form nur Art, Umfang und 
Dauer des Arbeitsvertragsverhältnisses, Geschlecht 
und Arbeitsort erfasst.“ 

6. § 7 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Abweichend von Absatz 1 werden für die 
Empfänger von Versorgungsbezügen bei den in § 2 


Abs. 1 Nr. 7 und 10 genannten Erhebungseinheiten 
nur die Art des früheren Dienstverhältnisses, die Art 
der Versorgung und die Besoldungsgruppe erfasst.“ 

7. In § 9 Nr. 3 werden die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 9 
und 10“ durch die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 10“ 
ersetzt sowie nach dem Wort „Rechtsform“ ein 
Komma und die Wörter „die Umsatzsteuerpflicht“ 
eingefügt. 

8. In § 10 Nr. 3 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 7, 
9 und 10“ durch die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 7 
und 10“ ersetzt. 

9. § 1 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Buchstabe b wird die Angabe „§ 2 
Abs. 1 Nr. 3, 4, 6, 7 und 9“ durch die Angabe 
„§ 2 Abs. 1 Nr. 3, 4 und 7“ ersetzt. 

b) In Nummer 3 Buchstabe b wird die Angabe „§ 2 
Abs. 1 Nr. 3 bis 10“ durch die Angabe „§ 2 
Abs. 1 Nr. 3 bis 5, 7, 8 und 10“ ersetzt. 

10. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 1, 
5 bis 7“ durch die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 1, 

5 und 7“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 1, 

6 und 7“ durch die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 1 
und 7“ ersetzt. 

Artikel 8 

Änderung des Gesetzes über 
die Alterssicherung der Landwirte 

Das Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 
vom 29. Juli 1994 (BGBl. I S. 1890), zuletzt geändert 
durch . . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 119 
folgende Angabe eingefügt: 

„§ 119a: Verwaltungskosten in den Jahren 2000 bis 
2003“ 

2. § 10 Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„In den Richtlinien ist Näheres zu bestimmen zu den 
Maßstäben und Grundsätzen für eine wirtschaft- 
liche Erbringung der Leistungen sowie zu den Verfah- 
rens- und Pmftmgsgrundsätzen für die notwendigen 
Wirtschaftlichkeitsprüfungen.“ 

3. § 36 Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Das Nähere zur Durchführung der Leistungen 
nach den Absätzen 1 bis 3 wird im Benehmen mit 
dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung in Richtlinien geregelt, die von der Vertreterver- 
sammlung des Gesamtverbandes der landwirtschaft- 
lichen Alterskassen beschlossen werden. In den 
Richtlinien ist Näheres zu bestimmen zu den Maßstä- 
ben und Grundsätzen für eine wirtschaftliche Erbrin- 
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gung der Leistungen sowie zu den Verfahrens- und 
Prüfungsgrundsätzen für die notwendigen Wirtschaft- 
lichkeitsprüfungen.“ 

4. § 37 Abs. 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Das Nähere zur Durchführung der Leistungen 
nach den Absätzen 1 bis 3 wird im Benehmen mit 
dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung in Richtlinien geregelt, die von der Vertreter- 
versammlung des Gesamtverbandes der landwirt- 
schaftlichen Alterskassen beschlossen werden. In 
den Richtlinien ist Näheres zu bestimmen zu den 
Maßstäben und Grundsätzen für eine wirtschaftliche 
Erbringung der Leistungen sowie zu den Verfah- 
rens- und Prüfungsgrundsätzen für die notwendigen 
Wirtschaftlichkeitsprüfungen.“ 

5. In § 80 Abs. 3 Satz 2 werden die Wörter „daraufhin- 
zuwirken“ durch das Wort „sicherzustellen“ ersetzt. 

6. Nach § 1 19 wird folgender § 1 19a eingefügt: 

„§ 119a 

Verwaltungskosten in den Jahren 2000 bis 2003 

Abweichend von den Regelungen über die Ver- 
änderung der jährlichen Ausgaben für Verwaltung 
und Verfahren (§ 80 Abs. 2) dürfen diese Ausgaben in 
den Jahren 2000 bis 2003 einen Betrag nicht über- 
schreiten, der sich aus dem Durchschnitt der entspre- 
chenden Ausgaben in den Jahren 1994 und 1997 
ergibt.“ 

Artikel 9 

Änderung des Zweiten Gesetzes über die 

Krankenversicherung der Landwirte 

In § 18 Abs. 2 des Zweiten Gesetzes über die Kran- 
kenversicherung der Landwirte vom 20. Dezember 1988 
(BGBl. I S. 2477, 2557), das zuletzt durch ... (BGBl. I 
S. ...) geändert worden ist, wird Satz 3 durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„Hierbei können auch Dritte zur Wahrnehmung laufen- 
der Verwaltungsaufgaben herangezogen werden, soweit 
dies einer wirtschaftlichen Aufgabenerfüllung und einer 
sachgerechten Betreuung der Versicherten dient und die- 
se nicht durch eine Zusammenarbeit mit den Versiche- 
rungsämtern gewährleistet werden kann. § 88 Abs. 3 und 
§ 90 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch gelten ent- 
sprechend. Wird ein Dritter regelmäßig zur Wahrneh- 
mung von Verwaltungsaufgaben herangezogen, bedarf 
dies der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde. In 
diesen Fällen ist von den einzelnen Trägem der landwirt- 
schaftlichen Sozialversicherung mit dem Dritten ein 
Vertrag abzuschließen, in dem Art, Inhalt und Umfang 
der vom Dritten zu erbringenden Leistungen sowie die 
ihm zu gewährende Vergütung für die einzelnen Leis- 
tungen geregelt sind; in dem Vertrag ist ferner eine 
regelmäßige Wirtschaftlichkeitsprüfüng vorzusehen. Ab 
dem 1. Juli 2000 dürfen Verträge nach Satz 6 nur noch 
auf der Grundlage eines von den Spitzenverbänden der 
landwirtschaftlichen Sozialversicherungsträger gemein- 


sam und einheitlich aufgestellten Leistungs- und Kos- 
tenverzeichnisses abgeschlossen werden.“ 

Artikel 10 

Neufassung des Wohngeldgesetzes und 
des Finanz- und Personalstatistikgesetzes 

(1) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen kann den Wortlaut des Wohngeldge- 
setzes in der ab 1. Januar 2001 und in der ab 1. Januar 
2002 geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt 
machen. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen kann den 
Wortlaut des durch Artikel 7 dieses Gesetzes geänderten 
Gesetzes in der vom Inkrafttreten der Rechtsvorschriften 
an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt ma- 
chen. 

Artikel 11 

Änderung des Landwirtschafts- 
Gasölverwendungsgesetzes 

Das Landwirtschafts-Gasölverwendungsgesetz vom 
22. Dezember 1967 (BGBl I S. 1339), zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 Nr. 2 und § 17a Abs. 1 Nr. 2 werden 
jeweils das Wort „ausführen“ durch die Wörter „bis 
zum 31. Dezember 1999 ausgeführt haben“ ersetzt. 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
„Bezugsnachweis, Verbrauchsnachweis“ 

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Für Arbeiten, die der Begünstigte nach dem 1. Ja- 
nuar 2000 durch Betriebe nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 
oder § 17a Abs. 1 Nr. 2 (Auftragnehmer) durchfüh- 
ren lässt, hat er sich Bescheinigungen ausstellen zu 
lassen, welche seine Anschrift und die des Auf- 
tragnehmers, das Datum sowie Art und Umfang 
der ausgeführten Arbeiten, die hierfür verbrauchte 
Gasölmenge sowie den hierfür zu zahlenden Betrag 
enthalten.“ 

c) In Satz 3 wird das Wort „Bezugsnachweis“ durch 
das Wort „Nachweise“ ersetzt. 

3. In § 9 Abs. 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „Gasöl“ 
folgende Wörter eingefügt: 

„sowie ab dem Abrechnungszeitraum 2000 Beschei- 
nigungen über das im Abrechnungszeitraum insge- 
samt von Auftragnehmern verbrauchte Gasöl“. 

4. Dem § 12 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Auftrag- 
nehmer, soweit diese Arbeiten für Betriebe nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 und § 17a Abs. 1 Nr. 1 ab dem 1. Januar 
2000 ausführen.“ 
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Artikel 12 

In-Kraft-Treten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 
bis 4 am 1 . Januar 2000 in Kraft. 

(2) Artikel 9 tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Vereinbarungen auf der Grundlage von § 18 
Abs. 2 Satz 3 des Zweiten Gesetzes über die Kranken- 
versicherung der Landwirte in der am ... (einsetzen: 
Datum des Tages der Verkündung) geltenden Fassung 
behalten ihre Gültigkeit bis längstens zum 30. Juni 2000. 

(3) Artikel 5 tritt am 1. Januar 2001 in Kraft. 

(4) Artikel 6 tritt am 1 . Januar 2002 in Kraft. 
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Anlage 2 


Drittes Gesetz zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
(Drittes SGB Ill-Änderungsgesetz - 3. SGB MI-ÄndG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsforderung 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. I 

S. 594, 595), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ...), 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „§ 191 Besondere Anspruchsvoraus- 
setzungen“ wird durch die Angabe „§ 191 (weg- 
gefallen)“ ersetzt. 

b) Im Vierten Kapitel Achter Abschnitt Siebter Un- 
terabschnitt wird die Angabe zum Dritten Titel 
„Dritter Titel. Erlöschen des Anspruchs und An- 
spruchsdauer“ durch die Angabe 

„Dritter Titel 

Erlöschen des Anspruchs“ 

ersetzt. 

c) Die Angabe „§ 197 Anspruchsdauer“ wird durch 
die Angabe „§ 197 (weggefallen)“ ersetzt. 

d) Nach der Angabe „§ 434a Haushaltssanierungs- 
gesetz“ wird die Angabe „§ 434b Drittes Gesetz 
zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetz- 
buch“ angefügt. 

2. § 80 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

3. § 153 Satz 2 wird aufgehoben. 

4. § 154 Satz 2 wird aufgehoben. 

5. § 158 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 

c) Der bisherige Absatz 4a wird Absatz 4 mit der 
Maßgabe, dass Satz 2 aufgehoben wird. 

6. § 162 Satz 3 wird aufgehoben. 

7. § 163 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

8. § 190 Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. in der Vorfrist Arbeitslosengeld bezogen haben, 
ohne dass der Anspruch wegen des Eintritts 
von Sperrzeiten mit einer Dauer von insgesamt 
24 Wochen erloschen ist und“ 

9. § 191 wird aufgehoben. 

10. § 192 Satz 4 wird aufgehoben. 


11. Die Überschrift vor § 196 wird wie folgt gefasst: 

„Dritter Titel 

Erlöschen des Anspruchs“ 

12. § 196 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

13. § 197 wird aufgehoben. 

14. § 198 Satz 5 wird aufgehoben. 

15. § 200 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

16. § 201 Satz 5 wird aufgehoben. 

17. Nach § 434a wird folgender § 434b angefügt: 

„§ 434b 

Drittes Gesetz zur Änderung 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 

(1) Haben die Voraussetzungen eines Anspruchs 
auf Arbeitslosenhilfe nach § 191 Abs. 1 Nr. 2, 
Abs. 2, 3 oder 4 für einen Zeitraum vom . . . [einset- 
zen: Datum des ersten Tages des dritten Monats vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] bis zum ... [ein- 
setzen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes] Vorgelegen, sind bis zum ... [einset- 
zen: Datum des letzten Tages des dritten Monats 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] § 190 
Abs. 1 Nr. 4, §§ 191, 192 Satz 4, § 196 Abs. 2, 
§§ 197, 198 Satz 5, § 200 Abs. 1 Satz 2, § 201 
Satz 5 in der bis zum ... [einsetzen: Datum des 
Tages vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] gelten- 
den Fassung weiter anzuwenden. In den Fällen des 
Satzes 1 sind für Bezieher von Arbeitslosenhilfe, die 
in der Zeit vom . . . [einsetzen: Datum des Tages des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes] bis zum ... [einset- 
zen: Datum des letzten Tages des dritten Monats 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] eine gefor- 
derte Maßnahme der beruflichen Weiterbildung oder 
zur beruflichen Eingliederung Behinderte begonnen 
haben, bis zum Ende der Maßnahme die §§ 80, 153, 
154, 158, 162 und 163 in der bis zum ... [einsetzen: 
Datum des Tages vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes] geltenden Fassung weiter anzuwenden. 

(2) Für Arbeitslose, die vor dem ... [einsetzen: 
Datum des Tages des Inkrafttretens dieses Gesetzes] 
eine Beschäftigung im Ausland aufgenommen ha- 
ben, sind § 190 Abs. 1 Nr. 4, § 19f Abs. 4, § 192 
Satz 4, § 196 Abs. 2, §§ 197, 198 Satz 5, § 200 Abs. 1 
Satz 2, § 201 Satz 5 in der bis zum ... [einsetzen: 
Datum des Tages vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes] geltenden Fassung weiterhin anzuwenden.“ 

Artikel 2 

In-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt am 1 . Januar 2000 in Kraft. 
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Anlage 3 

Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

(1) Die Dienst- und Versorgungsbezüge erhöhen sich 
jeweils zum 1. Juli 2000 und 2001 höchstens um den 
Vomhundertsatz, um den der Preisindex für die Lebens- 
haltung aller privaten Haushalte im Bundesgebiet des je- 
weils vergangenen Kalenderjahres von dem Preisindex für 
die Lebenshaltung aller privaten Haushalte im Bundesge- 
biet im jeweils vorvergangenen Kalenderjahr abweicht. 

(2) Bei der Bestimmung der Veränderungsrate des 
Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haus- 


halte im Bundesgebiet für das Jahr 1999 sind die dem 
Statistischen Bundesamt zu Beginn des Jahres 2000 und 
für das Jahr 2000 die zu Beginn des Jahres 2001 vorlie- 
genden Daten zu Grunde zu legen. 

(3) Die Umsetzung und nähere Regelung der Einzel- 
heiten der Besoldungs- und Versorgungsanpassung nach 
den Absätzen 1 und 2 erfolgt jeweils durch Bundesgesetz 
unter Berücksichtigung des § 14a des Bundesbesol- 
dungsgesetzes. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 
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